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Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt

Herrn Abgeordneten  Kristian Ronneburg (LINKE)
über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/17718
vom 03.01.2024
über Kürzung von Regionalisierungsmitteln für den Schienenverkehr

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Frage 1:

Die Bundesregierung plant, bei der Veranschlagung der Regionalisierungsmittel 350 Millionen Euro einzusparen.
Welche Auswirkungen werden die geplanten Kürzungen der Regionalisierungsmittel für den Schienenverkehr für
das Land Berlin haben?

Frage 2:

Welche Informationen liegen dem Senat seitens des Bundes vor?

Frage 3:

Wird es auch seitens des Landes Berlin folglich zur Abbestellung von Leistungen für den Schienenverkehr kommen,
wie es der Brandenburger Verkehrsminister Genilke für das Nachbarbundesland medial angekündigt hat? Gibt es
dazu bereits Pläne? Welche Strecken sind betroffen?

Antwort zu 1, 2 und 3:

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 1, 2 und 3 gemeinsam beantwortet.

Bislang ist zu dem beabsichtigten Sachverhalt seitens des Bundes über die Presseinformation
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Nr. 280/23 vom 19. Dezember 2023 hinaus nichts weiter bekannt. Aussagen über mögliche
Auswirkungen können daher aktuell nicht getroffen werden.

Frage 4:

Welche Gespräche hat der Senat seit Bekanntwerden der Pläne des Bundes mit dem Land Brandenburg und dem
Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg dazu geführt und welche Verabredungen bzgl. des weiteren Vorgehens
gegen die Pläne des Bundes wurden verabredet?

Frage 5:

Welche Schritte wird der Senat unternehmen, um gegen die Pläne des Bundes vorzugehen?

Antwort zu 4 und 5:

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 5 und 6 gemeinsam beantwortet.

Im Land Berlin ist bisher nichts zu den Plänen des Bundes bekannt ist, die über die o.a.
Pressemitteilung hinausgehen. Vor diesem Hintergrund gibt es bislang keinen Gegenstand und
Anlass für Gespräche im Sinne der Fragestellung.

Berlin, den 16.01.2024

In Vertretung

Dr. Claudia Elif Stutz
Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt


